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Fragen der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen

Anwendungsbereich

1. Würde sich nach den Anforderungen der SUP-Richtlinie Umsetzungsrisiken ergeben,
wenn Umweltschutzplanungen (z. B. Lärmminderungspläne oder Luftreinhaltepläne)
vom Anwendungsbereich des SUPG ausgenommen würden, weil es Ziel dieser Pläne
ist, die Umweltsituation zu verbessern?

2. Fallen Luftreinhalte- oder Lärmminderungspläne in den Anwendungsbereich des Arti-
kels 3 Abs. 2 Buchst. a) der SUP-Richtlinie, d.h. sind sie den dort genannten Sachbe-
reichen zuzuordnen und setzen sie einen Rahmen für die Zulassung möglicher UVP-
pflichtiger Projekte?

Öffentlichkeitsbeteiligung

3. Stellt die Definition der „Öffentlichkeit“ in § 2 Abs. 6 E-UVPG sicher, dass sich alle Per-
sonen und Vereinigungen, die nach Artikel 6 Abs. 1, 2 und 4 der SUP-Richtlinie zu
konsultieren sind, am Verfahren beteiligen können?

4. Ist eine Öffentlichkeitsbeteiligung in diesem Umfang notwendig?

Entbürokratisierung

5. Schöpft der Gesetzentwurf bei Plänen und Programmen, die einer Planungshierarchie
angehören, die in Artikel 4 und 5 der SUP-Richtlinie eröffneten Möglichkeiten der Ab-
schichtung und der Vermeidung von Doppelprüfungen aus?

6. Schöpft der Gesetzentwurf die in Artikel 11 Abs. 2 der SUP-Richtlinie eröffneten Mög-
lichkeiten zur Verknüpfung von Umweltprüfverfahren aus?

7. Wie beurteilen Sie die Kostenauswirkungen des SUPG auf Bund, Länder und Kommu-
nen?

8. Können sich durch die Durchführung Strategischer Umweltprüfungen auch kostenent-
lastende Effekte für die öffentlichen Hauhalte ergeben?

9. Wird die vorgesehene Überwachungsregelung (§ 14m E-UVPG) den Anforderungen
der SUP-Richtlinie und den Anforderungen der Praxis gerecht?

Sonderregelungen für die Landschafts- und Verkehrswegeplanung

10. Wie beurteilen Sie das Verhältnis zwischen der SUP bei der Verkehrswegeplanung auf
Bundesebene (§ 19b E-UVPG) und der UVP im Linienbestimmungsverfahren (§ 15 E-
UVPG)?



Fragen der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen

11. Halten Sie bei der Linienbestimmung eine Beschränkung der Prüfung auf Trassenvari-
anten für ausreichend oder sollten hier auch verkehrsträgerübergreifende Alternativen
geprüft werden?

12. Wie beurteilen Sie die Konzeption des § 19a E-UVPG für die Durchführung der SUP in
der Landschaftsplanung (Ergänzung der Landschaftsplanung um fehlende SUP-
Elemente)?



Fragen der Fraktion der CDU/CSU

1. Ist der Titel „Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung“ nach der Aufnahme der
strategischen Umweltprüfung, noch zutreffend?

2. Wurde die Richtlinie 2001/42/EG eins zu eins in deutsches Recht überführt?

3. Ist durch den Gesetzentwurf eine schlanke und bürokratiearme Umsetzung gewähr-
leistet? Wenn nein, welche Verbesserungsmöglichkeiten gibt es noch?

4. Wer ist in erster Linie von den Regelungen des Gesetzentwurfes betroffen?

5. Mit welchem zusätzlichen Verwaltungs- und Vollzugsaufwand ist durch die Regelungen
des Gesetzentwurfes zu rechnen?

6. Welcher zusätzliche Personalbedarf wird durch die Pflicht zur strategischen Umwelt-
prüfung bei den zuständigen Stellen entstehen?

7. Welche zusätzlichen Kosten werden durch die Regelungen des Gesetzentwurfes zur
Strategischen Umweltprüfung entstehen? Wie verteilen sich diese auf Länder und
Kommunen?

8. Inwieweit stellt die bisherige Rechtslage sicher, dass Umweltbelange bei der Aufstel-
lung von Plänen und Programmen berücksichtigt werden?

9. Welche konkreten positiven Umweltauswirkungen sind durch die Regelungen des Ge-
setzentwurfes zu erwarten?

10. Steht der zusätzliche Zeit- und Kostenaufwand in angemessenem Verhältnis zu den
durch die Strategische Umweltprüfung erzielten positiven Effekten auf die Umwelt?

11. Welche Ergänzungen der Landesplanungsgesetze werden durch den Gesetzentwurf
notwendig werden?

12. Wurden die in der Praxis erkennbaren Schwächen der Umweltverträglichkeitsprüfung
im Rahmen des Gesetzentwurfes berücksichtigt und behoben?

13. Wurden die Instrumente der Umweltverträglichkeitsprüfung und der Strategischen
Umweltprüfung ausreichend gekoppelt, um unnötige Doppelregelungen zu vermeiden?

14. Ist mit einer zeitlichen Verzögerung der Planungsverfahren durch die neuen Regelun-
gen zu rechnen?

15. Ist es rechtlich zulässig, den Anhang eines Gesetzes, wie in § 3 Absatz 1a des Ge-
setzentwurfes vorgesehen, durch Rechtsverordnung zu ändern?

16. Wie wurde der unbestimmte Begriff der „erheblichen Umweltauswirkung“ aus Artikel 3
Absatz 3 bis 5 der Richtlinie 2001/42/EG im Gesetzentwurf konkretisiert? Ist diese
Konkretisierung ausreichend?

17. Ist die im Gesetzentwurf vorgesehene Vorprüfung im Einzelfall dazu geeignet, voraus-
sichtlich erhebliche Umwelteinwirkungen festzustellen?

18. Wie wird die Berücksichtigung bekannter Äußerungen der Öffentlichkeit nach § 14 f
Absatz 2 Satz 2 des Gesetzentwurfes beurteilt?
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19. Ist es sachdienlich, dass nach § 14 g das Gesetz selbst den Bewertungsmassstab für
die strategische Umweltprüfung festlegt und dieser sich nicht, wie der Untersuchungs-
rahmen auch, an den in § 14 f Absatz 2 genanten maßgeblichen Rechtsvorschriften o-
rientiert?

20. Wie wird die Beteiligung anderer betroffener Behörden nach § 14 f Absatz 4 des Ge-
setzentwurfes sowie die Möglichkeit der Hinzuziehung Sachverständiger und weiterer
Dritter beurteilt?

21. Sind die Regelungen zur Strategischen Umweltprüfung im Gesetzentwurf sinnvoll,
wenn Unternehmer selbst noch nicht den genauen letztendlichen Umfang ihrer Vorha-
ben vorhersehen können?



Fragen der Fraktion der FDP

1. Setzt der SUP-Gesetzentwurf die Plan-UP-Richtlinie "1:1" um, und wenn nein, in wel-
chen Bereichen geht der Gesetzentwurf über die zwingend erforderliche Umsetzung
der EG-Richtlinie hinaus? Halten Sie die Umsetzung insoweit für sinnvoll und wie be-
gründen Sie Ihre Auffassung?

2. Sind die in Anlage 3 des SUP-Gesetzentwurfs als SUP-pflichtig aufgezählten Pläne
und Programme zwingend auch nach Artikel 3 der Plan-UP-Richtlinie SUP-pflichtig,
insbesondere

a) erfordert die Plan-UP-Richtlnie eine zwingende SUP-Pflicht für Abfallwirt-
schaftspläne auch für den Fall, daß diese keine Standortentscheidungen bein-
halten und lediglich nachrichtlich die bestehenden Standorte darstellen, weil die
Entsorgungssituation dauerhaft gesichert ist? Halten Sie insoweit den für eine
strategische Umweltprüfung der Abfallwirtschaftspläne erforderlichen bürokrati-
schen und finanziellen Aufwand für gerechtfertigt?

b) ist die SUP-Pflicht für die Festsetzung von Überschwemmungsgebieten nach der
Plan-UP-Richtlinie gefordert, und wenn nein, wie bewerten Sie dies speziell vor
dem Hintergrund, daß es sich bei der Festsetzung von Überschwemmungsge-
bieten nicht um eine Planentscheidung sondern um eine rechtlich gebundene
Entscheidung ohne planerische Gestaltungsfreiheit handelt, bei der die Festset-
zung vom Vorhandensein gesetzlich definierter Gegebenheiten abhängt?

c) wie bewerten Sie die zwingende SUP-Pflicht für Landschaftsplanungen auch
wenn diese selbst keine eigene Rechtswirkung entfalten, sondern nur in Rechts-
wirkung entfaltende Fachplanungen übernommen werden und dort die Inhalte
der Landschaftsplanung zu berücksichtigen und u.a. bei der Beurteilung der Um-
weltverträglichkeit heranzuziehen sind (vgl. § 14 Abs. 2 S. 2 BNatSchG)?

d) wie bewerten Sie die SUP-Pflicht für forstliche Rahmenpläne, obwohl diese zum
einen keine unmittelbaren Rechte und Pflichten begründen und beispielsweise
lediglich ein Fachgutachten darstellen und zum zweiten im Zuge der Novellierung
des Bundeswaldgesetzes eine Streichung der Vorschrift vorgesehen bezie-
hungsweise vom Bundesumwelt- und Bundeslandwirtschaftsministerium ange-
kündigt ist?

Legen die anderen EU-Mitgliedsstaaten Art. 3 der Plan-UP-Richtlinie bzw. die Begriffe
"Pläne und Programme" (Art. 2 lit. a der Plan-UP-Richtlinie) ebenso aus wie die Bun-
desregierung?

3. Ist es nach der Plan-UP-Richtlinie erforderlich, Pläne und Programme, die aus Um-
weltschutzgründen aufgestellt werden (z.B. Lärmminderungspläne) ihrerseits wiederum
einer SUP zu unterwerfen? Wenn nein, halten Sie insoweit eine Überprüfung dennoch
für sinnvoll, z.B. mit dem Argument, daß dadurch Schutzplanungen optimiert werden
können, oder teilen Sie die Einschätzung, daß eine Prüfungspflicht insoweit zu über-
flüssiger Bürokratie führen wird?

4. Nutzt der Gesetzentwurf die Möglichkeiten zur Aufwandsminimierung (z. B. Abschich-
tung mit dem Ziel, Mehrfachprüfungen zu vermeiden; Integration verschiedener Um-
weltprüfungen und Verfahren; Zusammenfassung von Plänen in einem integrierten
Plan auf Bundes-, Landes-, regionaler oder kommunaler Ebene) aus und wenn nein,
wo besteht Spielraum zur weiteren Vereinfachung?
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5. Wie bewerten Sie die Regelungen über die Behörden- und Öffentlichkeits-beteiligung?
Halten Sie die Regelungen für geeignet, um die Verfahren insbesondere bei überregio-
nalen Verfahren jeweils in angemessener Zeit mit angemessenem Aufwand durchfüh-
ren zu können?

6. Wie bewerten Sie im Hinblick auf das Ziel eines möglichst effizienten und zügig durch-
geführten SUP-Verfahrens die Regelung in diesem Gesetzentwurf im Vergleich zu der
im Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuches an EU-Richtlinien (EAG Bau) festge-
legten Regelung? Wie bewerten Sie die Einschätzung, daß im EAG Bau eine im Ver-
gleich zum SUPG-Entwurf unbürokratischere Regelung gefunden wurde?

7. Ist das Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften bei der SUP (§ 14e SUPG-E) so ein-
deutig geregelt, daß für die Rechtsanwender genügend Klarheit besteht und eine ein-
heitliche Umsetzung des SUP-Rechts auf Länderebene durch die Ländergesetze und
bei der Anwendung sichergestellt ist, und wenn nein, warum nicht?

8. Wie hoch schätzen Sie die Kosten, die durch Ausarbeitung, Annahme und Änderung
der SUP-pflichtigen Pläne und Programme für den Bund, die Länder und die Kommu-
nen entstehen werden?

9. Wie bewerten Sie die Möglichkeit, mittels Durchführung von SUP-Planspielen bei den
unter die Gesetzesregelung fallenden Plänen und Programmen zusätzliche Erkennt-
nisse über Praktikabilität, Kosten- und Zeitaufwand sowie Vereinfachungs- und Be-
schleunigungsmöglichkeiten zu gewinnen? Halten Sie die Durchführung von entspre-
chenden Planspielen für sinnvoll und würden Sie dies befürworten?
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